
 

 

 

 

 

Tiefbauamt 
Checkliste Einrichtung von Schulstraßen 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
diese Checkliste ist eine Handreichung, um über die Möglichkeit und ggf. das Verfahren zur 
Einrichtung einer Schulstraße zu informieren. Schulstraßen können ein wirksames Mittel sein, 
um die Schulwegsicherheit zu erhöhen, das Verkehrsaufkommen im Umfeld der Schule zu 
reduzieren und gleichzeitig zur Förderung aktiver Mobilitätsformen wie Zufußgehen oder 
Radfahren beizutragen. Da die Umsetzung einer Schulstraße einen erheblichen Eingriff in 
den öffentlichen Verkehrsraum darstellt, sind einige Randbedingungen zu beachten. 
  

1. Voraussetzungen seitens der Schule  
Die Initiative für eine Schulstraße geht von der Schule aus. 

• Verkehrserhebung: Bitte befragen Sie Ihre Schüler*innen und Eltern über ihr 
Verkehrsverhalten und die Gefahrenstellen im Schulumfeld. Eine standardisierte 
Vorlage stellt das Tiefbauamt auf Anfrage zur Verfügung. Schon die Rücklaufquote 
zeigt das Interesse an einer Schulstraße und die Auswertung bildet die Grundlage 
für die Realisierung. 

• Besonderheiten: Eine formlose Dokumentation von beobachteten oder bereits 
gemeldeten Besonderheiten, etwa Engstellen, unübersichtliche Querungen, Konflikte 
mit dem Kfz-Verkehr etc., ist hilfreich. 

• Verkehrskonzept: Wie soll die Schulstraße in das schulische Mobilitätskonzept 
eingebettet werden? Dazu gehören Vorschläge für Hol- und Bringzonen, 
Empfehlungen zur sicheren An- und Abreise oder Radabstellanlagen. 

• Eltern: Die Eltern sind die Wichtigsten für das Gelingen einer Schulstraße. Zwar wird 
die Einrichtung einer Schulstraße durch Polizei und Ordnungsamt begleitet, die 
neuen Regeln können aber nicht dauernd kontrolliert werden. Wenn die Eltern nicht 
bereit sind, ihr Verhalten an die Schulstraße anzupassen, wird sie nicht gelingen. Die 
Verwaltung steht zur Verfügung, um die Schule bei einem Elternabend zu 
unterstützen und im direkten Austausch alle Fragen zu beantworten. 

• Schüler*innen: Ziel und Funktionsweise einer Schulstraße sind kurz vor der 
Einrichtung ein besonders sinnvolles Thema im Unterricht. Materialempfehlungen 
stellt das Tiefbauamt auf Anfrage zur Verfügung. 

• Schulkonferenz: Der Antrag wird offiziell gestellt durch einen Beschluss der 
Schulkonferenz. 

 
2. Darauf achtet die Verwaltung 

Folgende Kriterien werden durch die Verwaltung geprüft. Je besser der Antrag durch die 
Schule vorbereitet wurde, desto zügiger kann er geprüft werden. 

• Die geplante Schulstraße ist keine Hauptverkehrsstraße oder Wohnsammelstraße.  
• Es kann eine funktionierende und akzeptable Umfahrung für den Kfz-Verkehr 

eingerichtet werden. 
• Je mehr Anlieger an der Schulstraße wohnen, desto geringer wird die Akzeptanz 

sein. 
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• Berechtigte Nutzungen, etwa für Anwohnende oder Lieferdienste, benötigen 
Ausnahmegenehmigungen. Deren Verwaltung und Kontrolle erfordern einen hohen 
Verwaltungsaufwand und können in Summe die Einrichtung einer Schulstraße 
verhindern. 

• Möglicherweise sind Ersatzparkplätze für berechtigte Nutzungen auszuweisen. 
• Das ansässige Gewerbe darf nicht beeinträchtigt werden. 
• Der Lehrerverkehr ist separat zu regeln. 
• Die Maßnahme ist von der Polizei mitzutragen, eine frühzeitige Einbindung ist sinnvoll 

und erforderlich. 
• Die An- und Abreise der Elterntaxis muss geregelt werden, idealerweise durch Hol- 

und Bringzonen außerhalb der Schulstraße. 
• Eine große Unterstützung im täglichen Betrieb sind Schulweghelfer*innen der Schule. 

 
3. Verfahren 
• Interne Prüfung durch die Schule anhand dieser Liste 
• Formloser Antrag der Schule an das Tiefbauamt mit: 

o Beschluss der Schulkonferenz 
o Verkehrsbefragung 
o Vorschlag zum betroffenen Straßenabschnitt 
o Vorschlag für Hol- und Bringzonen 

• Prüfung durch Stadtverwaltung und Polizei, ggf. mit einer gemeinsamen Begehung 
• Rückmeldung der Verwaltung über das Ergebnis der Prüfung. Dabei kann es 

Enttäuschungen geben, denn nicht jede Stelle eignet sich zur Schulstraße. Aber 
selbst dann sind manchmal andere Maßnahmen zur Entschärfung der Situation 
möglich. 

• Die Bezirksvertretung beschließt den Versuch zur Einrichtung der Schulstraße.  
• Versuchsweise Umsetzung der Schulstraße durch die Stadtverwaltung auf 

Grundlage der Straßenverkehrsordnung mit Markierung und Beschilderung. 
• Sollte sich der Verkehrsversuch bewähren, wird das formelle Teileinziehungs-

verfahren für die Schulstraße mit Beschluss durch die Bezirksvertretung bzw. den Rat 
durchgeführt. Damit geht die Schulstraße in den Dauerbetrieb. 

 
4. Was hilft 

Stets sind alle Interessen gegeneinander abzuwägen und jeder Fall ist besonders. Gerade in 
der ersten Zeit ist mit vielen Anträgen zu rechnen. Mehr als höchstens zwölf Schulstraßen 
pro Jahr werden beim besten Willen nicht einzurichten sein, das entspricht einer pro 
Stadtbezirk. Gut vorbereitete Anträge und besonders die Akzeptanz aller Betroffenen helfen 
dabei. Die aussichtsreichsten Anträge können zuerst realisiert werden. 
 
 
Freundliche Grüße 
Ihr Tiefbauamt 


